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B€richt zu:
Folgen der Tarlfeinigung für dan städtlsch€n Haushatt
- Antrag dor Fraktion von CDU, FDP und BLW/ULW/BTG vom 03.05.2023 -
Beschluss-Nr. 0110 vom 10.05.2023 zur Vortage Nr. 23-F-69-0034

Beschlusslext

Zv 1.)

Das Tarifergebnis siehl folgende Punkte vor:

2023

l. Der Magistrat wird gebeten umfassend zu berichten,

1.) wie sich der Tarifabschluss sowohl auf den laufenden Haushalt 2023 sowie auf die
minelfristige Finanzplanung auswirkt,

2.) welche Konsequenzen der Tarifabschluss für die Ergebnisprognosen der städlischen
Eigenbetriebe und Gesellschaften hat (insb€sondere der slark defizitären ESWE
Verkehrsgesellschaft, die mit einer Tarifsleigerung von nur ca. 3 % kalkuliert hat),

3.) wie er beabsichtigt, die dauerhaften Mehrkosten auszugleichen und dabei die Rücktagen
der LHWI im Blick zu behalten, um auch zukünftig finanziell handlungsfähig zu bleiben.

Die Auszahlung beginnt mit einem Betrag von 1.240 Euro neno im Juni 2023.
ln den Monaten Juli 2023 bis einschließlich Februar 2024 gibt es monatliche
Zahlungen in Höhe von.ie 220 Euro netto.
Studierende, Auszubildende und Praktikantinnen und Praktikant€n erhallen im Juni
2023 ein lnflationsausgleichsgeld von 620 Euro sowie in d€r Zeit von Juli 2023 bis
einschließlich Februat 2024 monatlich 1 10 Euro netto.

Die Einkommen der Beschäftigrten steigen ab dem i . Mäa ZOZ4 um einen
Sockelbetrag von 200 Euro plus 5,5 Prozent.
Die Ausbildungsentgelte werden ab März 2024 um 150 Euro erhöht.

2024
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Die Beschäftiglen erhatten 6ine steuer- und abgabenfreie lnflationsausgleichszahlung
in Höhe von 3.000 Euro.

Die Laufueit des Tarifvertrages beträgt 24 Monale: 1. Januat 2023 bis zum 31. Dezember
2024.

Das Personalamt schäta di6 Auswirkungen der Tarifeinigung für den Kernhaushalt im Jahr
2023 aul rd. 10 Mio. e und im Jahr 2024 auf rd. 28,4 Mio. €.

Eine konkrete Berechnung der finanziellen Auswirkungen für die nach 2024 zu erwartonden
Tarifsteigerungen ist kaum möglich. Wie schon di€ aktuelle Tarifeinigung g6zeigt hal, hängt
dies stark von der zukünftigen Arbeitsmarktsituation ab.

Das Schaubild des .Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschafrlichen
Entwicklung' verdeutlicht die Problematik:
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W€nn die Nachfrage nach Arbeitskräften größer isl als das Angebot, dann wird das
Auswirkungen auf die zukünfligen Tarifuefiandlungen haben. ln der mittelfristigen Ergebnis-
und Finanzplanung ab 2025 habe ich hitfsweise zunächst eine jährliche Steigerung von 5%
unterstellt.

Ergänzend ist für die nächslen Jahre darauf hinzuweisen, dass neben der Entwicklung der
Tarifabschlüsse, die Entwicklung d6r Beamtenbesoldung ein finanzielles Risiko für die
öffentlichen Haushalte b€deutet. .Otfen sind noch zwei Musterstreitverfahren gegen das
Land Hessen. Die Kläger tragen vor, die Alimentation in der sog. A- sowie in der W-
Besoldung sei nicht amtsangemessen. ZuletA hane der Verwaltungsgerichtshof in Kassel
entschieden, dass die verfassungsrechtlichen Grundsätze des Abslandsgebots nicht
eingehalten seien und in zwei Beschlüssen vom 30. November 2021 die Frage der
Verfassungsmäßigkeit der hessischen Besoldung dem Bundesverfassungsgericht zur
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Entscheidung vorgelegt. Wird der Abstand der Nettobesoldung in der niedrigsten
Besoldungsgruppe und Erfahrungsstufe zum Grundsicherungsniv€au nicht eingehalten, wirkt
sich dies auf das ganze System und auf alle Besoldungsgrupp€n aus.' orr.{c: weir.,€ Anoassl/no
der Besokfuno und Vers€,orJm I h€ssei cll

Zu2.\

Für die Eigenbetriebe wurden vom Personalamt folgende Werte (inkl. Auszubildende)
überschlägig b€rechnet

2023 2024
Triwicon
Mattiaqua
ELW

148.378

295.808
1 .902.4 13

13.133

501.413

585.979
4.041.531

30.378
ffi

Die Auswertung der Quartalsberichtserstattung der Eigenbelriebe und Gesellschaften zum
31 .03.2023 (SV 23-V-20-0017) enthätt Hinweise zu deren elgenen Prognosen (Auszug):

ELW

mataaqua

Konr.rngc..ll.chrlt6n Aurwlrlunean Tarllvarhandlunean und lnfl ailonaauaglalchaühlungen

0.! EI!.ö.L d.( T..ifi/..tEndu.Eoh li.{rt im Rahrflafl d.r Pbnugp.ambs. md ltiM
zv Lnrn i/hö.ülwai.

ESWE v6.§orqu.'o
So]. d.rn .ktdh. Vs*rt.O .u! d.. T..ilhinigrxtg dr lbu.rtsi.n Z.r .,|g vdr 2.5€0 C/AN Or m23 zu!6.dmml
l.rd.n, wid d.. P..!o.rdrJfw.d vo.lu.siJdi, um rüil). lm If, unb. dG.n PlülIEltz lbg.o.
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bl drvo.r lrrszuoClon. d!3r dc Auswftuia.n lti 2023 mil &m zddA llhitLit n lbhrb.d..l von 3,3 Mio C

rEudcd(6 dd. Autnnd d6 iriü dr*ürbn Prtonalbaaialrra baal.h'| ClüEai, dasr dG. Serae nä
Yolmiltoli, barÜQr wtü.
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Eigenbetrieb6 Auswlrkungen Tarifvsrhandlun0en und lnllatlonrsßgleichszshlungon

Eööhung der Pe.sonalkoslen (hochgerechnot: ca. 350 T0 mehr im Vsnoleich zum Plsnansatr)

Dar Persoo€lsui.rand for di6 beim Eigenbodeb sngestellten Beschäturon 6gt lm l. Ouanal 2023 4 T0 untor
dem PllnansaE. lm WiPlsh 2023 wudc voo 6in6r Steigerung von 5% ausgogangoh. Wenn dor Tsrifu..trag
d€m VoG€hlag entspßdlerr(, b6chlGscn wird, würde dl6 zu geringore.l Prrsoialkostsn voh ca. 8 fe ln
2023 fiihrsn.

Autg.und fahlend6r lnfo.matioogn lür u.a. Saisonboschäftigt€ wird attuoll keine Prognoss geoeben

T.iWiCon

Ole P€ßonelkostsn wsrden nacfi sktuollor HochGchnung suf 4.868 Te s.lstciqcn (lnkl. 1.318 Te für g6t lltos
P€rsonal boi d€. WICM).
DE bishor 4.947 IE inkl. 1.286 Te borücksichtigl wa.en, v.fbosserl sich d6 Er!6bois dcr Triwlcon urn
1 11 Te vo, VorluEtauEgleich.

WCM Die Aui'vendulgan ltir eigerr€s Peßonsl sleigcn aul5.5l I lC und fir FGndpetsonal auf 1.318 ft.
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Gs3all!chrft€n Autwlrtungan TrawarhrndlunCan und lnllatlonaautgloichaz!htung.n

lnlbliorEal'gl€ichs2lhlung6n lind durch dtr im Whschsispbn mthshona proantu6lc G€hdtsstetgc.ung lorrir dic
lm JahGaabscähr$ 2022 Catrldar. Orohvarl'ratnlclltollung Oedackt.

8ürg€rsolaranlaoen
EGW
EXINA
HSK Klinikeo
VBA
WIVERTIS

um 678 T0 über dom Plahwed.

Zu 3.1

D6r von mir eingebrachte Stadtkämmererentwurf unterslelll, dass in den Fachbereichen
Konsolidierungsmaßnahmen durchgeführt werden. Nur so ist ein genehmigungsfähiger
Haushalt aufstellbar.

vorschläge für die konkrete umsetzung mit dem Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen
sowie der Stadtverordnetenversammlung zu diskutieren und zu bewenen ist ureigenä -
Aufgabe der Fachdezernale. ln der digitalen Haushaltskonferenz am .16.05.2023-haben 

die
Dezernate erläutert, welche Konsolidierungsmaßnahmen sie vorschlagen und deren
Auswirkungen beschrieben. Gleichzeitig wird für die Haushaltpla nbratungen 2O24\2O2S
wieder eine umfangreiche Liste zu den ,Anmaldungen über das Grundbudget hinaus.
vorgelegt.

Die abschließende Entscheidung über die verteilung der knappen Haushaltsmittel obliegt der
stadtverordnetenversammlung. Die Mittel der Rücklage sind in den aktuellen Berechnurigen
bereits vollumfänglich eingeflossen und stehen nicht mehr zur Deckung etwaiger
Mehrbedarfe zur verfügung. Demnach ist in den Beratungen eine strategie zu entwickeln,
wie der Spagat gelingen kann, trotz geringerer Haushaltsmittel im Verhältnis zu den
Yorjahren, einen ausgewogenen Haushalt, welcher die stetige Erfüllung der Aufgaben im
Sinne des § 92 HGO garantiert, mit den wirklich notwendigen proiene; für die LHW zu
beschließen. Dabei darf die Arbeitgeberattraklivität in einem Arbeitn€hmerarb€itsmarkt nicht
vedoren gehen, um eine einsatzfähige Verwaltung sichsrzustellen. Gerade die digitale
Transformation der verwaltung gepaart mit den entsprechend6n strukturinvestitionen, bietet
die größte Chance, die kommunalen Aufgaben weiterhin anzubieten und dabei als moderner
Arbeilgeber für die b€nötigten Fachkräfte attraktiv zu bleiben.

Mit freundlichen Grüßen
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Axel lmholz
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